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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz- 
steuer 

- Einführung der Mehrwertsteuer in der Republik Italien. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 26. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

über die Umsatzsteuer 

- Einführung der Mehrwertsteuer in der Republik Italien - 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Republik Italien hat das kumulative Umsatz- 
steuersystem mit dem Gesetz Nummer 825 über die 
Steuerreform vom 9. Oktober 1971 durch das Mehr- 
wertsteuersystem gemäß der ersten Richtlinie des 
Rates vom 11. April 1967 zur Harmonisierung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um- 
satzsteuer J ), abgeändert durch die Richtlinie Nr. 
69/463 EWG des Rates vom 9. Dezember 1969, er- 
setzt. 

Die Republik Italien macht jedoch geltend, daß 
sie aus technischen Gründen nicht in der Lage sei, 
die notwendigen Anwendungsbestimmungen zu 
treffen, damit die Mehrwertsteuer tatsächlich zum 
Zeitpunkt des 1. Januar 1972, der in der erwähnten 
Richtlinie vom 9. Dezember 1969 festgelegt ist, an- 
gewandt werden kann; sie beantragt deshalb eine 
Hinausschiebung der Anwendung um sechs Monate. 

In Anbetracht der sehr kurzen Frist zwischen der 
Annahme des Gesetzes und dem Zeitpunkt des 
1. Januar 1972, die der italienischen Regierung ver- 
bleibt, um die notwendigen technischen Bestim- 
mungen zu erlassen, ist es gerechtfertigt, diesem An- 
trag stattzugeben. 

Eines der wichtigsten Ziele der Harmonisierung 
der Umsatzsteuern ist es, durch die Einführung des 
gemeinsamen Mehrwertsteuersystems die Bedin- 
gungen dafür zu schaffen, daß der Wettbewerb 
durch die Anwendung der Umsatzsteuer nicht ver- 
fälscht wird. 


Dieses Ziel wird insbesondere auf dem Gebiet 
des Warenaustausches zum 1. Januar 1972 nicht 
erreicht werden können, da ein Mitgliedstaat fort- 
fährt, bei den Umsatzsteuern Durchschnittsätze zum 
Ausgleich der inländischen Belastung anzuwenden. 
Diese Durchschnittssätze könnten auf Grund ihres 
pauschalen Charakters Unterschiede in der steuer- 
lichen Behandlung zugunsten bestimmter ausge- 
führter Erzeugnisse und zum Nachteil bestimmter 
eingeführter Erzeugnisse verursachen. Es ist des- 
halb angebracht, daß die Republik Italien die gegen- 
wärtig geltenden Durchschnittssätze der Ausgleich- 
steuern nicht erhöht - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

In Abweichung von Artikel 1 der ersten Richtlinie 
des Rates vom 11. April 1967, abgeändert durch 
Artikel 1 der dritten Richtlinie des Rates vom 9. De- 
zember 1969, wird es der Republik Italien gestattet, 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem ab einem 
Zeitpunkt, der nicht nach dem 1. Juli 1972 liegt, an- 
zuwenden. 

Artikel 2 

Im Hinblick auf die in den beiden Richtlinien vom 
11. April 1967 vorgeschriebenen Konsultationen und 
Unterrichtungen übermittelt die Republik Italien so 
bald wie möglich die hierfür notwendigen Angaben. 

Artikel 3 

Die gegenwärtig geltenden Durchschnittsätze, wie 
sie in Artikel 2 der dritten Richtlinie vom 9. Dezem- 
ber 1969 definiert sind, dürfen nicht erhöht werden. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Republik Italien gerichtet. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Am 9. Dezember 1969 hat der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften einstimmig die dritte 
Richtlinie zur Harmonisierung der Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuer an- 
genommen. *) Durch diese Richtlinie wurde entspre- 
chend den Anträgen der Republik Italien und des 
Königreichs Belgien das Inkrafttreten des gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems, das gemäß Artikel 1 
der ersten Richtlinie 2 ) ursprünglich zum 1. Januar 
1970 vorgesehen war, auf den 1. Januar 1972 ver- 
schoben. 

Die italienische Regierung teilte durch Schreiben 
vom 6. November 1971 mit, daß das italienische 
Parlament am 7. Oktober 1971 das Gesetz über die 
Steuerreform angenommen hat, das unter anderem 
die Einführung der Mehrwertsteuer zum 1. Januar 
1972 vorsieht. In diesem Schreiben teilte die italie- 
nische Regierung ebenfalls mit, daß sie aus techni- 
schen Gründen das gesetzte Datum nicht einhalten 
könne und deshalb eine Verlängerung von sechs 
Monaten für die Inkraftsetzung der Mehrwertsteuer 
beantragte. 

Die Kommission kann diesen erneuten Antrag auf 
Hinausschiebung des Datums zur Einführung der 
Mehrwertsteuer im Hinblick auf die Nachteile, die 
sich dadurch sowohl bei der Steuerharmonisierung 
als auch auf dem Gebiet der Wettbewerbsbedingun- 
gen ergeben, nur bedauern. Die Kommission er- 
kennt jedoch die Bemühungen der italienischen 
Regierung um die Annahme der Steuerreform und 
die Schwierigkeiten, die die Anwendung des Ge- 
setzes unter Berücksichtigung des Datums seiner 
Annahme bereitet, an. Die Kommission ist ange- 
sichts dessen der Auffassung, daß es möglich sein 
müßte, dem Antrag der italienischen Regierung statt- 
zugeben und das Datum der Anwendung der Mehr- 
wertsteuer um sechs Monate hinauszuschieben. 

2. Die Hinausschiebung des Datums der Einfüh- 
rung der Mehrwertsteuer in einem Mitgliedstaat 
kann dazu führen, daß die Verwirklichung der er- 


forderlichen Maßnahmen zur Erreichung des durch 
die Harmonisierung der Umsatzsteuer angestreb- 
ten Zieles verzögert wird. 

Um wenigstens einen Teil dieser Verzögerung aus- 
zugleichen, ist es erforderlich, daß Italien die in den 
beiden ersten Mehrwertsteuerrichtlinien vorge- 
schriebenen Konsultationen und Unterrichtungen so 
früh wie möglich vornimmt und zu diesem Zweck 
der Kommission baldigst alle notwendigen Anga- 
ben übermittelt. Auf diese Weise könnte gewähr- 
leistet werden, daß die italienische Gesetzgebung 
im Zeitpunkt der Anwendung der Mehrwertsteuer 
in diesem Land gänzlich den Gemeinschaftsricht- 
linien entspricht. Diese Unterrichtungen gestatten es 
gleichzeitig der Kommission, ohne erneute Verzö- 
gerung die Harmonisierung der nationalen Gesetz- 
gebungen weiter zu verfolgen. 

3. Im übrigen fragt sich die italienische Regierung, 
ob nicht Gründe gegeben wären, um die Senkung 
der Durchscbnittssätze bei der Umsatzsteuer, die 
gemäß dem Beschluß vom 9. Dezember 1969 vor- 
genommen wurde, der gleichzeitig mit der er- 
wähnten Richtlinie gefaßt wurde, zu überprüfen. 
Die Kommission erinnert daran, daß diese Senkun- 
gen die Gegenleistung der Republik Italien für die 
Hinausschiebung des Datums der Anwendung der 
Mehrwertsteuer bilden; diese Senkungen sollen 
soweit wie möglich die Nachteile beseitigen, die 
sich durch die Anwendung der Durchschnittssätze 
und das Fortbestehen von Unterschieden in der 
steuerlichen Behandlung ergeben. Die erneute Hin- 
ausschiebung der Anwendung der Mehrwertsteuer 
um sechs Monate rechtfertigt deshalb nach Ansicht 
der Kommision aus den gleichen Erwägungen die 
Beibehaltung der gegenwärtig angewandten pau- 
schalen Senkungen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 320 
vom 20. Dezember 1969, S. 34/35 
2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 71 
vom 14. April 1967, S. 1302 
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